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EDITORIAL

Energiesparpotenzial der
Nichtwohngebäude heben

Mit großer Zustimmung nimmt das Deut-
sche Energieberater-Netzwerk (DEN) die
jüngste Initiative der Bundesregierung zur
Kenntnis, sich verstärkt dem Einsparpo-
tenzial von sogenannten Nichtwohnge-
bäuden zu widmen und hier Maßnahmen
für mehr Energieeffizienz gezielt zu för-
dern. „Bisher wurde nur die Sanierung
kommunaler Nichtwohngebäude geför-
dert. Es ist gut, dass diese Förderung jetzt
endlich auch auf Produktions- und Ver-
waltungsgebäude, Krankenhäuser und
weitere Bauten ausgeweitet wird und
analog zu den erfolgreichen Programmen
im Wohnbereich dieser Gebäude geför-
dert wird“, kommentiert die Vorstands-
sprecherin des DEN, Diplom-Ingenieurin
Marita Klempnow, den nunmehr verstärk-
ten Dialog zwischen Unternehmen, Kom-
munen und Gesetzgeber im Anschluss an
eine zweitägige Konferenz des Bundesmi-
nisteriums für Wirtschaft und Energie in
Berlin. Ein Dialog, der meiner Meinung
nach schon lange überfällig gewesen ist.

Das Ministerium will künftig zusätzlich
rund 200 Millionen Euro für die Unterstüt-
zung bei Bau und Sanierung energieeffi-
zienter Nichtwohngebäude zur Verfü-
gung stellen. Mit diesem verstärkten En-
gagement folgt man Anregungen aus der
Praxis, die auch durch das DEN immer wie-
der in die Gremien in Bund und Ländern
eingebracht wurden und werden. Die
Bandbreite der Nichtwohngebäude …
und darunter finden sich auch viele kom-
munale Gebäude – ist enorm, und es ist
viel schwerer, hier Standards zu finden,

weil eigentlich jede Immobilie ein Einzel-
stück mit individuellen technischen Bedin-
gungen ist.

Der Anteil der Nichtwohngebäude am Ge-
samtbestand in Deutschland liegt bei etwa
10 Prozent. „Allerdings beträgt deren
Energieverbrauch gut ein Drittel der im
Gebäudesektor benötigten Menge. Viel-
fach ist nicht die Erzeugung von Wärme,
sondern von Kälte das wichtigste Thema.
Man denke an große Rechenzentren, de-
ren Maschinen gekühlt werden müssen.
Hier schlummert ein riesiges energeti-
sches Einsparpotenzial, insbesondere
wenn man solche Gebäude auch im Quar-
tier betrachtet und Synergieeffekte nutz-
bar macht!“

Bislang haben es viele Unternehmen und
Kommunen versäumt, den Energiever-
brauch ihrer Immobilien zu überprüfen,
weil dessen Kosten in ihrer Gesamtbilanz
untergingen. Das muss sich ändern, for-
dern die Energieberater, was meine volle
Unterstützung findet.  Denn auch Kom-
munen müssen ihre Vorbildrolle aktiv
wahrnehmen und für ihre Immobilienbe-
stände künftig Daten mit Blick auf ein
Energiemanagement erheben. Dann zeigt
sich, wo Steuergeld im wahrsten Sinne
zum Fenster hinausgeheizt wird. Hier
kann die zusätzliche Förderung für mehr
Motivation sorgen.“ Allerdings: Wichtig
bei solchen Analysen und Energieeffi-
zienz-Konzepten ist es, frühzeitig kompe-
tente Energieberater einzubeziehen.
Nichtwohngebäude sind anlagen- und

bautechnisch in aller Regel sehr komplexe
Immobilien. Da braucht man ingenieur-
technischen Sachverstand und Kompe-
tenz, wie sie etwa die im Deutschen Ener-
gieberater-Netzwerk organisierten Bera-
ter mitbringen. Eine Schmalspurausbil-
dung reicht da nicht.

Ich will an dieser Stelle gerne noch einmal
Marita Klempnow zu Wort kommen las-
sen: „Energieeffizienz und Energiesparen
ist nicht nur Thema und Aufgabe für Häus-
lebauer. Bei Unternehmen und bei Kom-
munen wächst jetzt nach und nach das
Bewusstsein, dass sich Energieeffizienz
und damit auch Klimaschutz lohnen und
auch wirtschaftlich rechnen. Das ist nicht
immer kurzfristig der Fall. Über einige Jah-
re hinweg werden die Klimaschutz-Beiträ-
ge energieeffizienter Nichtwohngebäude
in der Gesamtbilanz aber sichtbar.“ Und
dem ist meiner Meinung nach nichts hin-
zuzufügen.

Mit herzlichen Grüßen aus Stuttgart

Ihr

Dieter A. Kuberski
Verleger
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Integration

„Wir müssen Ängste abbauen“
Die deutschen Städte halten es für
dringend geboten, die Akzeptanz für
die Aufnahme von Bürgerkriegs-
flüchtlingen und Asylbewerbern wei-
ter zu fördern und Ängste der Bevöl-
kerung abzubauen. In den Kommu-
nen gibt es eine sehr große Hilfsbe-
reitschaft und die Toleranz gegen-
über den Menschen, die in Not mit ih-
ren Familien nach Deutschland kom-
men, ist vor Ort meist sehr hoch. Die
Aufnahme und Integration ist eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe, die
neben finanziellen auch zunehmend
die moralischen Ressourcen unserer
Gesellschaft fordert. Das machte der
Präsident des Deutschen Städtetags,
der Nürnberger Oberbürgermeister
Dr. Ulrich Maly, deutlich.

„Weltoffenheit und Toleranz statt Frem-
denfeindlichkeit und Diskriminierung sind
Menschenpflicht und für unsere moder-
nen Stadtgesellschaften elementar. Des-
halb engagieren sich die Städte in hohem
Maße, Asylbewerber und Flüchtlinge aus
Krisengebieten zu versorgen und in die
Stadtgesellschaft zu integrieren und des-
halb werben die Städte für Toleranz ge-
genüber den Menschen, die in der Not zu
uns kommen“, sagte Maly. Angesichts
des Todes zahlloser Flüchtlinge bei der
Überfahrt nach Europa ergänzte er: „Den
Flüchtlingstragödien im Mittelmeer muss
ein schnelles Ende bereitet werden. Wir
fordern Bund und Europäische Union auf,
alles zu tun, um dies zu erreichen.“

Wegen steigender Flüchtlings- und Asyl-
bewerberzahlen sind Länder und Bund
aufgefordert, weitere Anstrengungen zu
unternehmen, um den Städten umfas-
send und langfristig bei der Unterbrin-
gung, der Versorgung und der Integration
der Menschen zu helfen. Ein Dauerstreit
von Bund und Ländern über Kosten ist we-
nig hilfreich. Stattdessen sind schnelle und
grundlegende Lösungen nötig. „Da es
sich um eine gesamtstaatliche Aufgabe
handelt, ist der Bund gefordert, sich sys-
tematisch und dauerhaft an der Finanzie-
rung zu beteiligen, über die beschlosse-
nen Bundesmittel hinaus“, so Maly. An die
Länder appelliert der Deutsche Städtetag,
die bewilligten Gelder von jeweils 500 Mil-

lionen Euro in den Jahren 2015 und 2016
auch vollständig den Kommunen zugute
kommen zu lassen und außerdem die tat-
sächlich anfallenden Kosten in den Kom-
munen zu übernehmen. Bislang gebe es
nur in den wenigsten Ländern eine wirk-
lich befriedigende und faire Kostenüber-
nahmeregelung für die Aufwendungen
der Städte.

Es ist nach Auffassung des Deutschen
Städtetags nötig, dass diejenigen Länder,
die ihren Städten die Kosten für die Un-
terbringung nur unzureichend erstatten,
deutlich nachbessern. Zum anderen be-
darf es eines größeren Engagements des
Bunds im Integrationsbereich. Ziel der ge-
meinsamen Anstrengungen muss es ein,
soziales Konfliktpotenzial, etwa auf den
Wohnungsmärkten von vorneherein zu
vermeiden.

Städtetagspräsident Maly sagte: „Bund
und Länder dürfen die Städte nicht im Re-
gen stehen lassen. Flüchtlinge und Asyl-
bewerber aufzunehmen, die vor Krieg

oder politischer Verfolgung geflohen sind,
gehört nicht nur zu unserer humanitären
Verantwortung. Wenn mehr Menschen
kommen, muss auch mehr Wohnraum ge-
schaffen werden. Und da viele Flüchtlinge
länger bleiben, stellt sich neben der mög-
lichst schnellen Unterbringung und Ver-
sorgung für die Städte elementar die Fra-
ge nach der Integration der Menschen et-
wa in das Bildungssystem oder den Ar-
beitsmarkt. Deshalb brauchen wir mehr
und gezieltere Sprach- und Integrations-
kurse, und Sprachkurse müssen möglichst
bald nach der Ankunft der Menschen be-
ginnen. Die Länder müssen zusätzliche
Mittel für Betreuungsplätze in Kitas bereit-
stellen und eine bessere Förderung für
Flüchtlingskinder in den Schulen gewähr-
leisten. Auch bei der Gesundheitsversor-
gung der Flüchtlingsfamilien besteht gro-
ßer Nachholbedarf.“

Mit Blick auf die Unterbringung der
Flüchtlinge und Asylbewerber hält der
Deutsche Städtetag die mietfreie Überlas-
sung von bundeseigenen Immobilien an
die Länder beim Ausbau von Aufnahme-
einrichtungen für hilfreich und wichtig.
Angesichts der besonders schwierigen
Unterbringungssituation in Regionen mit
angespannten Wohnungsmärkten ist es
nach Einschätzung der Städte allerdings
nötig, dass Bund und Länder den Bau oder
die Einrichtung neuer Unterkünfte für
Flüchtlinge und Asylbewerber durch ge-
zielte Förderprogramme stärker unter-
stützen.

„Denn die langfristige Unterbringung von
Asylbewerbern und Flüchtlingen geht
auch Bund und Länder an. Es ist wichtig
zu vermeiden, dass Flüchtlinge mit bereits
hier lebenden Geringverdienern auf ange-
spannten Wohnungsmärkten konkurrie-
ren. Das wäre sozialer Sprengstoff. Für ein
verträgliches Miteinander der Menschen
ist außerdem nötig, dass die Landesein-
richtungen die Kommunen möglichst
frühzeitig und umfassend darüber infor-
mieren, wie viele Menschen aus welchem
Herkunftsland, wann mit welchen Ge-
sundheitsproblemen und Schutzbedürf-
nissen kommen“, sagte der Städtetags-
präsident. 

Städtetagspräsident Ulrich Maly sieht die
Aufnahme und Integration von Flüchtlin-
gen und Asysuchenden als eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe.
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Seit 25 Jahren darf in Ostdeutschland (hier Magdeburg mit Elbufer und Dom) gewählt werden –  die Rathäuser wurden mit Tatkraft
und Ideenreichtum gefüllt.
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25 Jahre freie Kommunalwahlen im Osten

Rathäuser mit Leben gefüllt

Die ersten freien Kommunalwahlen
am 6. Mai 1990 sind im Gedächtnis vie-
ler Bürgerinnen und Bürger fest ver-
ankert. Dieses historische Ereignis
markierte den Neubeginn der kom-
munalen Selbstverwaltung in Ost-
deutschland, sagte der Hauptge-
schäftsführer des Deutschen Städte-
tags, Dr. Stephan Articus: „Das Recht,
die Angelegenheiten vor Ort in eige-
ner Verantwortung zu regeln, haben
viele neu gewählte Stadt- und Ge-
meinderäte und viele Engagierte in
Rathäusern mit Tatkraft und Ideen-
reichtum vor 25 Jahren mit Leben ge-
füllt. Sie haben damals begonnen, das
Gemeinwesen demokratisch zu ge-
stalten – viele von ihnen über lange
Jahre hinweg.“

Die Erfolge nach 25 Jahren seien weithin
sichtbar: sanierte Innenstädte, moderne
Krankenhäuser und städtische Dienstleis-
tungen, neuangesiedelte Betriebe, restau-
rierte historische Bauten. Insgesamt hät-
ten sich die Angebote und die Lebensbe-

dingungen für die Bevölkerung deutlich
verbessert, bilanzierte Articus. Allerdings
kämpfen eine Reihe von ostdeutschen
Städten und Regionen weiter mit spezifi-
schen Nöten. Als Beispiele nannte der
Hauptgeschäftsführer des Deutschen
Städtetages die nach wie vor geringe ei-
gene Steuerkraft, die starke Abhängigkeit
von staatlichen Zuweisungen und teilwei-
sen Leerstand. Auch in Ostdeutschland
bestehe zudem weiter Investitionsbedarf
in der Infrastruktur, etwa im Verkehrsbe-
reich und  bei Schulen.

Angesichts von sinkender Wahlbeteili-
gung sei das Jubiläum 25 Jahre freie Kom-
munalwahlen ein guter Anlass, um deut-
lich zu machen: „In unserem Staat steht
die kommunale Ebene den Bürgerinnen
und Bürgern am nächsten. Soziale Dienst-
leistungen, öffentlicher Nahverkehr, Bil-
dungs-, Sport- und Kulturangebote, Was-
ser- und Energieversorgung werden vor
allem von den Städten zur Verfügung ge-
stellt. Das Interesse an der Kommunalpo-
litik wächst mit dem Grad der Betroffen-

heit. Deshalb sind die Städte auch zu Vor-
reitern der Bürgerbeteiligung geworden
mit weitreichenden Beteiligungsmöglich-
keiten. Auf der anderen Seite bleiben
Wahlen aber das urdemokratische, zen-
trale Verfahren, um Interessen zu bün-
deln. Wählen zu gehen ist elementar für
ein demokratisches Gemeinwesen“, be-
tonte Articus.

Damit Städte handlungsfähig bleiben,
brauchen sie ausreichenden Gestaltungs-
spielraum, sagte der Hauptgeschäftsfüh-
rer des Deutschen Städtetages: „Das
Recht auf kommunale Selbstverwaltung
muss stets verteidigt werden. Der aktuelle
Versuch einiger Länder, auf die demogra-
fische Entwicklung durch den Entzug der
Kreisfreiheit von Städten zu reagieren,
hilft den Regionen nicht. Die Städte sind
Standort der Wirtschaft und für Bildungs-,
Gesundheits- und Kulturangebote, die
weit über die Stadtgrenzen hinaus aus-
strahlen. Deshalb müssen die Städte als
Ober- und Mittelzentren gestärkt wer-
den.“ n
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Stihl legt 2014
um 5,9 Prozent zu

„Mit 2,98 Milliarden Euro erzielte die
Stihl-Unternehmensgruppe, Waiblin-
gen, im Jahr 2014 erneut einen Umsatz-
rekord, trotz internationaler Krisen und
negativer Währungseinflüsse“, sagte der

Stihl-Vorstandsvorsitzende Dr. Bertram
Kandziora bei der Bilanz-Pressekonferenz
des Unternehmens (Foto). Der Zuwachs
gegenüber dem Vorjahr betrug 5,9 Pro-
zent. Ohne die Wechselkurseinflüsse hät-
te das Wachstum sogar 8,7 Prozent betra-
gen. Der Auslandsanteil am weltweiten
Umsatz lag bei 89,4 Prozent. Der Perso-
nalstand stieg um 3,3 Prozent auf 14.297
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der
Gruppe. Die Eigenkapitalquote beträgt 70
Prozent und die Liquidität ist hoch. Grund-
sätzlich werden wie bisher alle Investitio-
nen des Konzerns mit eigenen liquiden
Mitteln finanziert. „Trotz eines noch stär-
keren Einflusses der internationalen Kri-
sen erwarte ich für das laufende Jahr mo-
derates Wachstum“, so Kandziora. Be-
sonders stark zulegen konnte das Unter-
nehmen in Nordamerika. Im 40. Jahr ihres
Bestehens hat Stihl Inc., Produktions- und
Vertriebsgesellschaft in den USA, Stihl als
meistverkaufte Marke von benzinbetrie-
benen und handgetragenen Motorsägen
und Motorgeräten in den USA weiter ge-
festigt. In Lateinamerika konnten Brasilien
und Mexiko überdurchschnittlich zule-
gen. Die Märkte in Argentinien und Vene-
zuela wurden hingegen durch massive Im-
portrestriktionen stark beeinträchtigt. Die
großen Märkte in Westeuropa verzeich-
neten sehr gute Zuwächse; auch in Ost-
europa wurden überwiegend Absatzstei-
gerungen erzielt. Davon ausgenommen
waren die Ukraine und Russland mit einer
anhaltend schwachen Nachfrage auf-
grund der politischen und wirtschaftli-
chen Schwierigkeiten. Die Verkäufe in
Asien und Ozeanien lagen vorwiegend
über dem Vorjahresniveau.

Kennwort: Stihl

Zarges-Boxen
auf großer Fahrt

Im Mercedes-Benz-Museum in Stuttgart
fiel jetzt der Startschuss zu einer ganz be-
sonderen Wanderausstellung:  Schon bald
tourt „Otto“, ein ganz besonderer Mer-
cedes 300 GD, durch ganz Europa. Das
Auto hat fast 900.000 Kilometer auf dem
Tacho und war mit seinem Besitzer Gun-
ther Holtorf (Fotos) in den vergangenen
26 Jahren in allen Ländern, die mit einem
Fahrzeug zu erreichen sind. In der Aus-
stellung wird Otto genau so stehen, als
habe Holtorf ihn gerade für eine Über-
nachtung vorbereitet: Mit gemachtem
Bett und offener Küche am Heck. Über
die Jahre hatte der inzwischen 77-Jährige
sein Auto immer weiter optimiert. Jeder
noch so kleine Stauraum wurde genutzt,
speziell gefertigte Taschen, Haken und
Bänder sicherten die Ladung auch auf den
ruppigsten Pisten. Viele Teile der Ausrüs-
tung und der 400 mitgeführten Ersatzteile
waren in Boxen von Zarges, Weilheim,

auf dem Dach verstaut. Wie viele Globe-
trotter setzte Holtorf bei seiner Ausrüs-
tung auch auf die robusten und langlebi-
gen Aluminium-Kisten des Unterneh-
mens. Seit vielen Jahrzehnten kommen
diese immer dann zum Einsatz, wenn Ma-
terial oder Ausrüstung gut geschützt und
transportiert werden muss. Neben der
Langlebigkeit ist es vor allem die hohe Sta-
bilität, die die Zarges-Kisten und -Boxen
auszeichnet.

Kennwort: Zarges
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JCB spendet Maschinen für 
Erdbebengebiet in Nepal

Kurz nach Bekanntwerden des Erdbebens
in Nepal schickte der britische Baumaschi-
nenhersteller JCB Baggerlader und Strom-
generatoren im Wert von 1 Million US-
Dollar auf den Weg in das Erdbebenge-

biet, um Soforthilfe zu leisten (Foto). Zehn
Baggerlader sind inzwischen im Hilfsein-
satz der nepalesischen Armee innerhalb
der am schwersten betroffenen Gebiete.
Angesichts der Naturkatastrophe in Nepal
äußert Lord Bamford, der JCB-Vorstands-
vorsitzende, seine Betroffenheit: „Es ist
schockierend zu sehen, welche Verwüs-
tung dieses Erdbeben verursacht hat und
welche Schäden nun entstanden sind. Im
Namen von JCB möchte ich jedem, der
von der Katastrophe betroffen ist, meine
herzliche Anteilnahme ausdrücken. JCB
wird der nepalesischen Regierung in jeder
Weise helfen und zur Seite stehen.“ Der
nepalesische JCB-Händler MAW Enterpri-
ses Pvt Ltd. hat die JCB-Baggerlader sofort
zur Verfügung gestellt. Aktuell helfen die
Baggerlader bei den nötigen Aufräumar-
beiten nach dem Erdbeben mit der Stärke
7,8 auf der Richter-Skala. Innerhalb der
kommenden Wochen und Monate betei-
ligen sich die gespendeten Maschinen
dann am Wiederaufbau in der Region. JCB
unterstützt seit vielen Jahren Länder und
Regionen, die von Naturkatastrophen be-
troffen sind. So lieferte der britische Her-
steller Maschinen und Generatoren im
Wert von 500.000 US-Dollar auf die Phi-
lippinen: nachdem 2013 der Taifun Haiy-
an Zerstörungen verursacht hatte. Ebenso
spendete JCB nach dem Erdbeben in Chi-
na 2008 und 2010 auf Haiti Maschinen
für den Wiederaufbau. Auch nach dem
verheerenden Tsunami 2004 gingen Ma-
schinenlieferungen nach Südindien, Sri
Lanka und Indonesien. 

Kennwort: JCB
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